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Referendumsvorlage gemäss Art. 33 Abs. 1 lit. a der Kantons-
verfassung (Ablauf der Referendumsfrist: 3. Oktober 2019) 

Gesetz 19-60 
über die direkten Steuern 

Änderung vom 1. Juli 2019 

Der Kantonsrat Schaffhausen 

beschliesst als Gesetz: 

I. 
Das Gesetz über die direkten Steuern vom 20. März 2000 wird wie 
folgt geändert: 

Art. 19 Abs. 5 (neu) 
5 Für das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei 
selbstständiger Erwerbstätigkeit ist Art. 65a sinngemäss anwendbar. 

Art. 20a (neu) 
1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geld-
werte Vorteile aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung, Genossenschaftsanteilen und Partizipationsscheinen 
sowie Gewinne aus der Veräusserung solcher Beteiligungsrechte 
sind nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes im Umfang von 60 
Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 
Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft darstellen. 
2 Die Teilbesteuerung auf Veräusserungsgewinnen wird nur ge-
währt, wenn die veräusserten Beteiligungsrechte mindestens ein 
Jahr im Eigentum der steuerpflichtigen Person oder des Personen-
unternehmens waren. 

Art. 22 Abs. 1a (neu), Abs. 3 und Abs. 4 bis 7 (neu) 
1a Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geld-
werte Vorteile aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung, Genossenschaftsanteilen und Partizipationsscheinen 

Teilbesteuerung 
der Einkünfte 
aus Beteiligun-
gen des Ge-
schäftsvermö-
gens 



1136	 Amtsblatt für den Kanton Schaffhausen	 Nr. 27 / 05.07.2019

(einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen u. dgl.) 
sind im Umfang von 60 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungs-
rechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. 
3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Re-
serven aus Kapitaleinlagen), die von den Inhabern der Beteiligungs-
rechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, wird 
gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapi-
tal. Abs. 4 bleibt vorbehalten. 
4 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an ei-
ner schweizerischen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Re-
serven aus Kapitaleinlagen nach Abs. 3 nicht mindestens im glei-
chen Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rückzahlung im Um-
fang der halben Differenz zwischen der Rückzahlung und der Aus-
schüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens aber im Um-
fang der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich aus-
schüttungsfähigen übrigen Reserven. 
5 Abs. 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen: 
a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen 

von Beteiligungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländi-
schen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft nach Art. 68 
Abs. 1 lit. c oder durch eine grenzüberschreitende Übertragung 
auf eine inländische Tochtergesellschaft nach Art. 68 Abs. 1 lit. 
d nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind; 

b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder einer 
Umstrukturierung nach Art. 68 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 oder der 
Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung nach 
dem 24. Februar 2008 bereits in einer ausländischen Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft vorhanden waren; 

c) im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft. 

6 Abs. 4 und 5 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitalein-
lagen, die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwer-
terhöhungen verwendet werden. 
7 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen 
Börse kotiert ist, die Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen 
nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Liquidationsüberschus-
ses, so vermindert sich der steuerbare Anteil dieses Liquidations-
überschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und 
der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft 
vorhandenen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteili-
gungsrechte entfallen. 
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Art. 22a Abs. 1 lit. b 
1 Als Ertrag aus beweglichem Vermögen im Sinne von Art. 22 Abs. 
1 lit d gilt auch: 
b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung am Grund-  

oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft aus dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer 
Personenunternehmung oder einer juristischen Person, an wel-
cher der Veräusserer oder Einbringer nach der Übertragung zu 
mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, soweit die ge-
samthaft erhaltene Gegenleistung die Summe aus dem Nenn-
wert der übertragenen Beteiligung und den Einlagen, Aufgeldern 
und Zuschüssen nach Art. 22 Abs. 3 übersteigt; dies gilt sinnge-
mäss auch, wenn mehrere Beteiligte die Übertragung gemein-
sam vornehmen. 

Art. 31a (neu) 
Für den Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand bei 
selbstständiger Erwerbstätigkeit ist Art. 66a sinngemäss anwendbar. 

Art. 35 Abs. 1 lit. g 
1 Von den Einkünften werden abgezogen: 
g) die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- 

und die nicht unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zin-
sen von Sparkapitalien der steuerpflichtigen Person und der von 
ihr unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag von: 

– 3'500 Fr. für Verheiratete, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben; 

– 1'700 Fr. für die übrigen Steuerpflichtigen; 

Diese Abzüge erhöhen sich: 
– um die Hälfte für Steuerpflichtige ohne Beiträge gemäss den lit. 

d und e; 
– um 700 Fr. für jedes Kind oder jede unterstützungsbedürftige 

Person, für die die steuerpflichtige Person einen Abzug nach Art. 
37 Abs. 1 lit. b oder c geltend machen kann; 

38 Abs. 3a 
Aufgehoben 

Forschungs- 
und Entwick-
lungsaufwand 



1138	 Amtsblatt für den Kanton Schaffhausen	 Nr. 27 / 05.07.2019

Art. 42 Abs. 4 (neu) 
4 Vermögen, das auf Rechte nach Art. 19 Abs. 5 entfällt, ist im Um-
fang von 10 Prozent steuerbar. 

Art. 65 Abs. 1 lit. c Satz 2 
Aufgehoben 

Art. 65a (neu) 
1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten im 
Sinne von Art. 24a des Bundesgesetzes über die Harmonisierung 
der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden wird auf Antrag 
der steuerpflichtigen Person im Verhältnis des qualifizierenden For-
schungs- und Entwicklungsaufwands zum gesamten Forschungs- 
und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares Recht 
(Nexusquotient) mit einer Ermässigung von 90 Prozent in die Be-
rechnung des steuerbaren Reingewinns einbezogen. 
2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in 
Produkten enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus 
diesen Produkten jeweils um 6 Prozent der diesen Produkten zuge-
wiesenen Kosten sowie um das Markenentgelt vermindert wird. 
3 Die ermässigte Besteuerung der Reingewinne aus Patenten und 
vergleichbaren Rechten erfolgt, soweit diese Reingewinne den ge-
samten für diese Rechte bis zur Einbringung entstandenen und steu-
erwirksam abgezogenen Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
übersteigen. Am Ende des fünften Jahres seit der Einbringung ist 
der noch nicht verrechnete Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
zum steuerbaren Gewinn hinzuzurechnen. Die steuerpflichtige Per-
son hat jederzeit das Recht, den noch nicht verrechneten For-
schungs- und Entwicklungsaufwand sofort zum steuerbaren Reinge-
winn hinzuzurechnen. Im Umfang des hinzugerechneten Betrags ist 
eine versteuerte stille Reserve zu bilden. 
4 Im Übrigen gelten die vom Bundesrat gestützt auf Art. 24b Abs. 4 
des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern 
der Kantone und Gemeinden erlassenen Bestimmungen. 

Art. 66a (neu) 
1 Der Aufwand für Forschung und Entwicklung im Sinne von Art. 25a 
Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten 
Steuern der Kantone und Gemeinden, welcher der steuerpflichtigen 
Person direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden ist, wird 
auf Antrag um 25 Prozent über den geschäftsmässig begründeten 

Erfolg aus Pa-
tenten und ver-
gleichbaren 
Rechten 

Zusätzlicher Ab-
zug von For-
schungs- und 
Entwicklungs-
aufwand 
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Forschungs- und Entwicklungsaufwand hinaus zum Abzug zugelas-
sen. 
2 Ein erhöhter Abzug ist zulässig auf: 
a) dem direkt zurechenbaren Personalaufwand für Forschung und 

Entwicklung, zuzüglich eines Zuschlags von 35 Prozent dieses 
Personalaufwands, höchstens aber bis zum gesamten Aufwand 
der steuerpflichtigen Person; 

b) 80 Prozent des Aufwands für durch Dritte in Rechnung gestellte 
Forschung und Entwicklung. 

3 Ist der Auftraggeber der Forschung und Entwicklung abzugsbe-
rechtigt, so steht dem Auftragnehmer dafür kein Abzug zu. 

Art. 68 Abs. 3 Satz 2 
3 … Vorbehalten bleibt die Übertragung auf eine inländische Toch-
tergesellschaft nach Abs. 1 lit. d. 

Art. 68a (neu) 
1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille 
Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so 
unterliegen diese nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden 
dürfen stille Reserven einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft aus Beteiligungen von mindestens 10 Prozent am Grund- 
oder Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven einer an-
deren Gesellschaft. 
2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögens-
werten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Ausland 
in einen inländischen Geschäftsbetrieb oder in eine inländische Be-
triebsstätte, das Ende einer Steuerbefreiung nach Art. 62 sowie die 
Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung in die 
Schweiz. 
3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich zum Satz abzu-
schreiben, der für Abschreibungen auf den betreffenden Vermö-
genswerten steuerlich angewendet wird. 
4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jah-
ren abzuschreiben. 

Art. 68b (neu) 
1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhan-
denen, nicht versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst 
geschaffenen Mehrwerts besteuert. 
2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögens-
werten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in 

Aufdeckung stil-
ler Reserven bei 
Beginn der 
Steuerpflicht 

Besteuerung 
stiller Reserven 
am Ende der 
Steuerpflicht 
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einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine ausländische Be-
triebsstätte, der Übergang zu einer Steuerbefreiung nach Art. 62 so-
wie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung ins 
Ausland. 

Art. 74a (neu) 
1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach Art. 65a Abs. 1 und 2 
darf nicht höher sein als 50 Prozent des steuerbaren Gewinns vor 
Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungsertrag nach Art. 76 
und 77 ausgeklammert wird, und vor Abzug der vorgenommenen Er-
mässigungen; es dürfen weder aus den einzelnen Ermässigungen 
noch aus der gesamten steuerlichen Ermässigung Verlustvorträge 
resultieren. 
2 Allfällige Abzugsüberschüsse gemäss Abs. 1 sind in folgender Rei-
henfolge zu kürzen: 
1. Abschreibungen auf aufgedeckten stillen Reserven (Art. 238 

Abs. 4); 
2. Ermässigung des Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren 

Rechten (Art. 65a). 

Art. 75 
Die Gewinnsteuer der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
beträgt 2,7 Prozent. 

Art. 78 
Aufgehoben 

Art. 79 
Aufgehoben 

Art. 80 
Aufgehoben 

Art. 80a 
Aufgehoben 

Art. 82 Abs. 2 lit. a Satz 2 
Aufgehoben 

Entlastungsbe-
grenzung 
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Art. 84 
1 Die Kapitalsteuer beträgt 0,025 Promille des steuerbaren Eigenka-
pitals. 
2 Bei Vereinen, Stiftungen und den übrigen juristischen Personen 
werden Fr. 100‘000 als steuerfreier Betrag in Abzug gebracht. 

Art. 85 Abs. 3 
3 Die Minimalsteuer auf Grundstücken beträgt 1,5 Promille des  
massgebenden Steuerwertes. 

Art. 87 Abs. 1 
1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften entrichten eine Min-
deststeuer, soweit ihre Steuerleistung gemäss den vorstehenden 
Bestimmungen die Höhe dieser Mindeststeuer nicht erreicht. 

Art. 143 Abs. 3 Satz 2 
3 … Dieses besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapi-
tal, den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Einlagen, Aufgeldern 
und Zuschüssen im Sinne von Art. 22 Abs. 3 bis 7, den offenen und 
den aus versteuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven sowie aus 
jenem Teil des Fremdkapitals, dem wirtschaftlich die Bedeutung von 
Eigenkapital zukommt. 

Gliederungstitel vor Art. 192a 
VI. Abschnitt: Steuergutschrift für Familien mit Kindern 

Art. 192a (neu) 
Steuerpflichtige Personen mit Wohnsitz im Kanton erhalten für jedes 
minderjährige oder in der beruflichen oder schulischen Ausbildung 
stehende Kind, für dessen Unterhalt sie sorgen, mit der Schlussrech-
nung eine Steuergutschrift von 320 Fr. 

Art. 198a (neu) 
Art. 192a findet für die Gemeinden keine Anwendung. 

Gliederungstitel vor Art. 234 bis 239 
VII. Änderung vom 1. Juli 2019 
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Art. 234 (neu) 
Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens von Art. 31a und 66a passt der 
Regierungsrat die nachfolgenden Bestimmungen wie folgt an: 

Art. 65a Abs. 3 
3 Die ermässigte Besteuerung der Reingewinne aus Patenten 
und vergleichbaren Rechten erfolgt, soweit diese Reingewinne 
den gesamten für diese Rechte bis zur Einbringung entstande-
nen und steuerwirksam abgezogenen Forschungs- und Entwick-
lungsaufwand sowie die nach Art. 66a vorgenommenen Abzüge 
übersteigen. Am Ende des fünften Jahres seit der Einbringung 
sind der noch nicht verrechnete Forschungs- und Entwicklungs-
aufwand und die noch nicht verrechneten Abzüge nach Art. 66a 
zum steuerbaren Gewinn hinzuzurechnen. Die steuerpflichtige 
Person hat jederzeit das Recht, den noch nicht verrechneten For-
schungs- und Entwicklungsaufwand und die nach Art. 66a vor-
genommenen Abzüge sofort zum steuerbaren Reingewinn hin-
zuzurechnen. Im Umfang des hinzugerechneten Betrags ist eine 
versteuerte stille Reserve zu bilden. 
 
Art. 74a 
1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach Art. 65a Abs. 1 und 
2 und Art. 66a darf nicht höher sein als 50 Prozent des steuerba-
ren Gewinns vor Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteili-
gungsertrag nach Art. 76 und 77 ausgeklammert wird, und vor 
Abzug der vorgenommenen Ermässigungen; es dürfen weder 
aus den einzelnen Ermässigungen noch aus der gesamten steu-
erlichen Ermässigung Verlustvorträge resultieren. 
2 Allfällige Abzugsüberschüsse gemäss Abs. 1 sind in folgender 
Reihenfolge zu kürzen: 
1. Zusätzlicher Abzug für Forschungs- und Entwicklungsauf-

wand (Art. 66a); 
2. Abschreibungen auf aufgedeckten stillen Reserven (Art. 238 

Abs. 4); 
3. Ermässigung des Reingewinns aus Patenten und vergleich-

baren Rechten (Art. 65a). 

Art. 235 (neu) 
Juristische Personen, die bis zum Inkrafttreten der Änderung vom 
1. Juli 2019 nach Art. 78 und 79 bisherigen Rechts besteuert wur-
den, können Verluste, die vor dem Inkrafttreten entstanden sind, nur 
im Ausmass der bis dahin geltenden Gewinnbesteuerung zur Ver-
rechnung bringen. 

Zusätzlicher Ab-
zug von For-
schungs- und 
Entwicklungs-
aufwand nach 
Art. 31a und Art. 
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Art. 236 (neu) 
In den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten der Änderung vom 1. Juli 
2019 beträgt die höchstens zulässige Ermässigung 70 Prozent. 

Art. 237 (neu) 
In den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten der Änderung vom 1. Juli 
2019 beträgt die Gewinnsteuer der Kapitalgesellschaften und Ge-
nossenschaften 3,95 Prozent. 

Art. 238 (neu) 
1 Wurden juristische Personen nach Art. 78 und 79 bisherigen 
Rechts besteuert, so werden auf Antrag die bei Ende dieser Besteu-
erung bestehenden stillen Reserven einschliesslich des selbst ge-
schaffenen Mehrwerts, soweit diese bisher nicht steuerbar gewesen 
wären, im Falle ihrer Realisation innert den nächsten fünf Jahren ge-
sondert zu einem Satz von 0,8 Prozent besteuert. 
2 Juristische Personen, die eine Besteuerung nach Abs. 1 beanspru-
chen wollen, haben die stillen Reserven einschliesslich des selbst 
geschaffenen Mehrwerts mit den nötigen Angaben für die Bewertung 
mit der Steuererklärung für die letzte Steuerperiode gemäss bisheri-
gem Recht zu melden. 
3 Die kantonale Steuerverwaltung setzt die Höhe der von der juristi-
schen Person geltend gemachten stillen Reserven einschliesslich 
des selbst geschaffenen Mehrwerts mittels Verfügung fest. 
4 Abschreibungen auf stillen Reserven einschliesslich des selbstge-
schaffenen Mehrwerts, die bei Ende der Besteuerung nach Art. 78 
und 79 bisherigen Rechts aufgedeckt wurden, werden in die Berech-
nung der Entlastungsbegrenzung nach Art. 74a und 236 einbezo-
gen. 

Art. 239 (neu) 
1 Die Gemeinden erhalten während 10 Jahren seit dem Inkrafttreten 
der Änderung vom 1. Juli 2019 45 Prozent des Kantonsanteils an 
der direkten Bundessteuer der juristischen Personen, der sich aus 
dessen Erhöhung von 17 auf 21,2 Prozent ergibt. 
2 Die Beteiligung nach Abs. 1 wird den Gemeinden entsprechend 
ihrem Anteil an den Mindereinnahmen zugeteilt. Massgebend für die 
Berechnung des Anteils einer Gemeinde an den Mindereinnahmen 
sind die durchschnittlichen ordentlichen Gemeindesteuereinnahmen 
der juristischen Personen während der letzten fünf Jahre vor dem 
Inkrafttreten der Änderung vom 1. Juli 2019 im Vergleich zum jewei-
ligen Steuerjahr nach deren Inkrafttreten. 

Entlastungsbe-
grenzung ge-
mäss Art. 74a 
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satz gemäss 
Art. 75 
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3 Sind die Mindereinnahmen der Gemeinden nach Abs. 2 ausgegli-
chen, wird ein allfälliger Überschuss nach Abs. 1 im Verhältnis der 
Gemeindesteuereinnahmen der juristischen Personen des jeweili-
gen Jahres unter den Gemeinden aufgeteilt. 
4 Der Regierungsrat unterbreitet dem Kantonsrat vor Ablauf der Frist 
nach Abs. 1 Bericht und Antrag über die weitere Beteiligung der Ge-
meinden am Kantonsanteil an der direkten Bundessteuer der juristi-
schen Personen. 

II. 
1 Dieses Gesetz untersteht dem Referendum. 
2 Der Regierungsrat bestimmt unter Vorbehalt von Abs. 3 das Inkraft-
treten. 
3 Art. 31a und 66a treten sechs Jahre nach Inkrafttreten der übrigen 
Bestimmungen dieses Gesetzes in Kraft. 
4 Das Gesetz ist im Amtsblatt zu veröffentlichen und in die kantonale 
Gesetzessammlung aufzunehmen. 
 
 
Schaffhausen, 1. Juli 2019  Im Namen des Kantonsrates 
 Der Präsident: 
 Andreas Frei 
  
 Die Sekretärin: 
 Claudia Indermühle 
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Erlasse

Beschluss  19-86
betreffend Inkraftsetzung der Teilrevision des 
Steuergesetzes  
(kantonale Umsetzungsvorlage STAF) 
vom 1. Juli 2019 

vom 15. Oktober 2019 

Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen, 

in Erwägung, dass gegen das im Titel genannte Gesetz das Refe-
rendum nicht ergriffen worden ist, 

beschliesst: 

1. 
Die vom Kantonsrat am 1. Juli 2019 beschlossene Teilrevision des 
Gesetzes über die direkten Steuern vom 20. März 2000, veröffent-
licht im Amtsblatt Nr. 27 vom 5. Juli 2019, S. 1135 ff., wird auf den 
1. Januar 2020 in Kraft gesetzt. 

2. 
Dieser Beschluss ist im Amtsblatt zu veröffentlichen und in die kan-
tonale Gesetzessammlung aufzunehmen. 

Schaffhausen, 15. Oktober 2019 Im Namen des Regierungsrates 
 Der Präsident: 
 Ernst Landolt 

 Der Staatsschreiber: 
 Dr. Stefan Bilger 
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Berichtigung
(gemäss § 84 Abs. 2 der Geschäftsordnung des 
Kantonsrates) 

Gesetz 19-83
über die direkten Steuern 
(Änderung vom 1. Juli 2019) 

Art. 68b Abs. 2 (neu) 

Statt:

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögens- 
einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine ausländische Be-
triebsstätte, der Übergang zu einer Steuerbefreiung nach Art. 62 so-
wie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung ins 
Ausland. 

muss es heissen: 

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögens-
werten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in 
einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine ausländische Be-
triebsstätte, der Übergang zu einer Steuerbefreiung nach Art. 62 so-
wie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung ins 
Ausland. 

Schaffhausen, 18. Oktober 2019  Büro des Kantonsrates 
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VLQG�LP�8PIDQJ�YRQ����3UR]HQW�VWHXHUEDU��ZHQQ�GLHVH�%HWHLOLJXQJV�
UHFKWH�PLQGHVWHQV����3UR]HQW�GHV�*UXQG� RGHU�6WDPPNDSLWDOV�HLQHU�
.DSLWDOJHVHOOVFKDIW�RGHU�*HQRVVHQVFKDIW�GDUVWHOOHQ�

PXVV�HV�KHLVVHQ�

�D 'LYLGHQGHQ�� *HZLQQDQWHLOH�� /LTXLGDWLRQV�EHUVFK�VVH� XQG� JHOG�
ZHUWH�9RUWHLOH�DXV�$NWLHQ��$QWHLOHQ�DQ�*HVHOOVFKDIWHQ�PLW�EHVFKUlQN�
WHU� +DIWXQJ�� *HQRVVHQVFKDIWVDQWHLOHQ� XQG� 3DUWL]LSDWLRQVVFKHLQHQ�
�HLQVFKOLHVVOLFK� *UDWLVDNWLHQ�� *UDWLVQHQQZHUWHUK|KXQJHQ� X�� GJO���
VLQG�LP�8PIDQJ�YRQ����3UR]HQW�VWHXHUEDU��ZHQQ�GLHVH�%HWHLOLJXQJV�
UHFKWH�PLQGHVWHQV����3UR]HQW�GHV�*UXQG� RGHU�6WDPPNDSLWDOV�HLQHU�
.DSLWDOJHVHOOVFKDIW�RGHU�*HQRVVHQVFKDIW�GDUVWHOOHQ�



$UW������$EV�����QHX�

6WDWW�

� 'LH�%HWHLOLJXQJ�QDFK�$EV�� ��ZLUG�GHQ�*HPHLQGHQ�HQWVSUHFKHQG�
LKUHP�$QWHLO�DQ�GHQ�0LQGHUHLQQDKPHQ�]XJHWHLOW��0DVVJHEHQG�I�U�GLH�
%HUHFKQXQJ�GHV�$QWHLOV�HLQHU�*HPHLQGH�DQ�GHQ�0LQGHUHLQQDKPHQ�
VLQG�GLH�GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�RUGHQWOLFKHQ�*HPHLQGHVWHXHUHLQQDKPHQ�
GHU MXULVWLVFKHQ�3HUVRQHQ�ZlKUHQG�GHU� OHW]WHQ� I�QI�-DKUH�YRU�GHP�
,QNUDIWWUHWHQ�GHU�bQGHUXQJ�YRP����-XOL������LP�9HUJOHLFK�]XP�MHZHL�

PXVV�HV�KHLVVHQ�

� 'LH�%HWHLOLJXQJ�QDFK�$EV�� ��ZLUG�GHQ�*HPHLQGHQ�HQWVSUHFKHQG�
LKUHP�$QWHLO�DQ�GHQ�0LQGHUHLQQDKPHQ�]XJHWHLOW��0DVVJHEHQG�I�U�GLH�
%HUHFKQXQJ�GHV�$QWHLOV�HLQHU�*HPHLQGH�DQ�GHQ�0LQGHUHLQQDKPHQ�
VLQG�GLH�GXUFKVFKQLWWOLFKHQ�RUGHQWOLFKHQ�*HPHLQGHVWHXHUHLQQDKPHQ�
GHU MXULVWLVFKHQ�3HUVRQHQ�ZlKUHQG�GHU� OHW]WHQ� I�QI�-DKUH�YRU�GHP�
,QNUDIWWUHWHQ�GHU�bQGHUXQJ�YRP����-XOL������LP�9HUJOHLFK�]XP�MHZHL�
OLJHQ�6WHXHUMDKU�QDFK�GHUHQ�,QNUDIWWUHWHQ�

6FKDIIKDXVHQ����� )HEUXDU����� %�UR�GHV�.DQWRQVUDWHV


